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LEITLINIEN
für den Umgang mit 

sexuellem Missbrauch  Minderjähriger
 und erwachsener Schutzbefohlener durch
 Kleriker, Ordensangehörige und andere

 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz

A.  EINFÜHRUNG

Grundsätzliches

1.  In ihrer Verantwortung für den Schutz der Würde 
und Integrität junger Menschen und erwachsener 
Schutzbefohlener haben sich die deutschen Bischöfe 
auf die folgenden Leitlinien verständigt. Sie schrei-
ben damit die Leitlinien von 2002 und 2010 fort und 
berücksichtigen die Vorgaben, die die Kongregation 
für die Glaubenslehre in ihrem Rundschreiben an 
die Bischofskonferenzen vom 3. Mai 2011 gemacht 

 hat.1

 Opfer sexuellen Missbrauchs bedürfen besonderer 
Achtsamkeit. Sie müssen vor weiterer sexueller Ge-
walt geschützt werden. Ihnen und ihren Angehörigen 
müssen bei der Aufarbeitung von Missbrauchser-
fahrungen Unterstützung und Begleitung angeboten 
werden. Sexueller Missbrauch, vor allem an Kindern 
und Jugendlichen sowie an erwachsenen Schutzbe-
fohlenen ist eine verabscheuungswürdige Tat. Gera-
de wenn Kleriker, Ordensangehörige2  oder sonstige 

1 Die Kongregation für die Glaubenslehre hat am 5. April 2013 
mitgeteilt, dass Papst Franziskus der Kongregation aufgetragen 
hat, den von Papst Benedikt XVI. eingeschlagenen Kurs wei-
terzuverfolgen und im Hinblick auf die Fälle von sexuellem 
Missbrauch entschlossen vorzugehen; das heißt vor allem die 
Maßnahmen zum Schutz der Minderjährigen, die Hilfe für die, 
die in der Vergangenheit Opfer derartiger Übergriffe geworden 
sind, das angemessene Vorgehen gegen die Schuldigen und den 
Beitrag der Bischofskonferenzen hinsichtlich der Formulierung 
und Umsetzung der nötigen Weisungen in diesem für das Zeug-
nis und die Glaubwürdigkeit der Kirche so wichtigen Bereich 
voranzubringen.

2 Unter Ordensangehörige werden im weiteren Verlauf die Mit-
glieder der Institute des geweihten Lebens und Gesellschaften 
des apostolischen Lebens verstanden (vgl. cann. 573 bis 746 
CIC).

 Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter der Kirche solche 
begehen3, erschüttert dies nicht selten bei den Op-
fern und ihren Angehörigen – neben den möglichen 
schweren psychischen Schädigungen – zugleich 
auch das Grundvertrauen in Gott und die Menschen. 
Die Täter fügen der Glaubwürdigkeit der Kirche 
und ihrer Sendung schweren Schaden zu.4 Es ist ihre 
Pflicht, sich ihrer Verantwortung zu stellen.5

 Die Leitlinien sollen eine abgestimmte Vorgehens-
weise im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz 
gewährleisten. Sie sind Grundlage für die von den 
Diözesanbischöfen für ihre jeweilige Diözese zu 
erlassenden Regelungen. Katholische Rechtsträger, 
die nicht in diözesaner Zuständigkeit stehen, sollen 
vom (Erz-)Bistum nur dann als förderungswürdig 
anerkannt werden, wenn sie sich zur Anwendung der 
Leitlinien oder der jeweiligen diözesanen Regelun-
gen verpflichtet haben. Sofern eigene Regelungen 
vorliegen, müssen diese von der zuständigen Stelle 
als gleichwertige Regelungen anerkannt werden.

3 Vgl. Erklärung der Deutschen Bischofskonferenz bei ihrer Früh-
jahrs-Vollversammlung in Freiburg vom 22. bis 25. Februar 2010 
anlässlich der Aufdeckung von Fällen sexuellen Missbrauchs an 
Minderjährigen im kirchlichen Bereich

4 Vgl. Papst Benedikt XVI., Ansprache an die Bischöfe von Ir-
land anlässlich ihres „Ad-limina“-Besuches, 28. Oktober 2006, 
4. Absatz; ders. im Gespräch mit Peter Seewald im Interview-
Buch „Licht der Welt“ vom Oktober 2010: „Es ist eine beson-
ders schwere Sünde, wenn jemand, der eigentlich den Menschen 
zu Gott helfen soll, dem sich ein Kind, ein junger Mensch an-
vertraut, um den Herrn zu finden, ihn stattdessen missbraucht 
und vom Herrn wegführt. Dadurch wird der Glaube als solcher 
unglaubwürdig, kann sich die Kirche nicht mehr glaubhaft als 
Verkünderin des Herrn darstellen.“ (S. 42).

5 Vgl. Papst Benedikt XVI., Hirtenbrief des Heiligen Vaters an die 
Katholiken in Irland vom 19. März 2010, Nr. 7: „Ihr [die Ihr 
Kinder missbraucht habt] habt das Vertrauen, das von unschuldi-
gen jungen Menschen und ihren Familien in Euch gesetzt wurde, 
verraten und Ihr müsst Euch vor dem allmächtigen Gott und vor 
den zuständigen Gerichten dafür verantworten. … Ich mahne 
Euch, Euer Gewissen zu erforschen, Verantwortung für die be-
gangenen Sünden zu übernehmen und demütig Euer Bedauern 
auszudrücken. … Gottes Gerechtigkeit ruft uns dazu auf, Re-
chenschaft über unsere Taten abzulegen und nichts zu verheim-
lichen. Erkennt Eure Schuld öffentlich an, unterwerft Euch der 
Rechtsprechung, aber verzweifelt nicht an der Barmherzigkeit 
Gottes.“
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 Die Leitlinien gelten auch für karitative Rechtsträ-
ger, für die gemäß dem Motu Proprio „Intima Ec-

 clesiae natura“ vom 11. November 2012 der Bischof 
Letztverantwortung ausübt. 

 Die Regelungen des weltlichen und kirchlichen Ar-
beits- und Datenschutzrechts bleiben unberührt. 

 Soweit die Leitlinien datenschutzrechtlich nichts 
anderes regeln, gilt die Anordnung über den kirchli-
chen Datenschutz (KDO). Nähere Regelungen zum 
Umgang mit personenbezogenen Daten in Protokol-
len und sonstigen Unterlagen erlässt der Ordinarius.

Der Begriff des „sexuellen Missbrauchs“ im Sinne der 
Leitlinien

2.  Diese Leitlinien berücksichtigen die Bestimmun-
gen sowohl des kirchlichen wie auch des weltlichen 
Rechts. Der Begriff sexueller Missbrauch im Sinne 
dieser Leitlinien umfasst strafbare sexualbezogene 
Handlungen. Die Leitlinien beziehen sich somit

 •  sowohl auf Handlungen nach dem 13. Abschnitt 
sowie weitere sexualbezogene Straftaten des 
Strafgesetzbuchs (StGB)

 •  als auch auf solche nach can. 1395 § 2 CIC in 
Verbindung mit Art. 6 § 1 SST6 , nach can. 1387 
CIC in Verbindung mit Art. 4 § 1 n.4 SST wie 
auch nach can. 1378 § 1 CIC in Verbindung mit 
Art. 4 § 1 n.1 SST, soweit sie an Minderjährigen 
oder Personen begangen werden, deren Vernunft-
gebrauch habituell eingeschränkt ist (Art. 6 § 1 
n.1 SST).

 Zusätzlich finden sie unter Berücksichtigung der Be-
sonderheiten des Einzelfalls Anwendung bei Hand-

6 Papst Johannes Paul II., Apostolisches Schreiben motu prop-
rio datae Sacramentorum sanctitatis tutela [SST] vom 30. Ap-
ril 2001. Der in diesem Schreiben angekündigte normative Teil 
liegt in seiner geltenden Form als Normae de delictis Congrega-
tioni pro Doctrina Fidei reservatis seu Normae de delictis cont-
ra fidem necnon de gravioribus delictis vom 21. Mai 2010 vor. 
[Diese Normen werden zitiert unter Nennung des entsprechen-
den Artikels und unter Zufügung des Kürzels für das Bezugsdo-
kument: SST.]

lungen unterhalb der Schwelle der Strafbarkeit, die 
im pastoralen oder erzieherischen sowie im betreu-
enden oder pflegerischen Umgang mit Kindern und 
Jugendlichen und erwachsenen Schutzbefohlenen 
eine Grenzverletzung oder einen sonstigen sexuellen 
Übergriff darstellen. 

 Sie betreffen alle Verhaltens- und Umgangsweisen 
mit sexuellem Bezug gegenüber Minderjährigen und 
erwachsenen Schutzbefohlenen, die mit vermeint-
licher Einwilligung, ohne Einwilligung oder gegen 
den ausdrücklichen Willen erfolgen. Dies umfasst 
auch alle Handlungen zur Vorbereitung, Durchfüh-
rung und Geheimhaltung sexualisierter Gewalt.

 Den seitens der Kirche Handelnden muss daher stets 
bewusst sein, dass es bezüglich der hier zu berück-
sichtigenden strafbaren Handlungen in den beiden 
Rechtsbereichen unterschiedliche Betrachtungswei-
sen geben kann (zum Beispiel bzgl. des Kreises der 
betroffenen Personen, des Alters des Opfers, der Ver-
jährungsfrist). Den Bestimmungen beider Rechts-
bereiche ist zu entsprechen. Maßgeblich für das 
kirchliche Vorgehen sind die zum Zeitpunkt des Un-
tersuchungsbeginns geltenden Verfahrensregeln, un-
abhängig davon, wie lange der sexuelle Missbrauch 
zurückliegt.

3.  Erwachsene Schutzbefohlene im Sinne dieser Leitli-
nien sind behinderte, gebrechliche oder kranke Per-
sonen gegenüber denen Kleriker, Ordensangehörige 
und andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine 
besondere Sorgepflicht haben, weil sie ihrer Fürsorge 
oder Obhut anvertraut sind und bei denen aufgrund 
ihrer Schutz- und Hilfebedüftigkeit eine besondere 
Gefährdung gemäß Leitlinie Nr. 2 besteht.

B.  ZUSTÄNDIGKEITEN

Ernennung von Ansprechpersonen und Einrichtung 
eines Beraterstabs

4.  Der Diözesanbischof beauftragt mindestens zwei ge-
eignete Personen als Ansprechpersonen für Hinwei-
se auf tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht 
eines sexuellen Missbrauchs an Minderjährigen so-
wie an erwachsenen Schutzbefohlenen durch Kleri-



 124|  KIRCHLICHER ANZEIGER FÜR DAS BISTUM HILDESHEIM NR. 7/2013

ker oder andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 
kirchlichen Dienst. 

 Es empfiehlt sich, darauf zu achten, dass sowohl eine 
Frau als auch ein Mann benannt werden.

5.  Die beauftragten Ansprechpersonen sollen keine 
Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter des (Erz-)Bistums 
im aktiven Dienst sein. 

6.  Name und Anschrift der beauftragten Ansprechper-
sonen werden auf geeignete Weise bekannt gemacht, 
insbesondere im Amtsblatt und auf der Internetseite 
des Bistums.

7.  Der Diözesanbischof richtet zur Beratung in Fragen 
des Umgangs mit sexuellem Missbrauch Minderjäh-
riger und erwachsenen Schutzbefohlenen einen stän-
digen Beraterstab ein. Diesem gehören neben den 
beauftragten Ansprechpersonen insbesondere Frau-
en und Männer mit psychiatrisch-psychotherapeuti-
schem, pastoralem sowie juristischem7 und kirchen-
rechtlichem Sachverstand und fundierter fachlicher 
Erfahrung und Kompetenz in der Arbeit mit Opfern 
sexuellen Missbrauchs an. Dem Beraterstab können 
auch Personen angehören, die im kirchlichen Dienst 
beschäftigt sind. Im Einzelfall können weitere fach-
lich geeignete Personen hinzugezogen werden.

8.  Mehrere Diözesanbischöfe können gemeinsam einen 
interdiözesanen Beraterstab einrichten.

9.  Die Verantwortung des Diözesanbischofs bleibt un-
berührt.

Entgegennahme von Hinweisen und Information des 
Ordinarius

10. Die beauftragten Ansprechpersonen nehmen Hin-
weise auf sexuellen Missbrauch an Minderjährigen 
und erwachsenen Schutzbefohlenen durch Kleriker, 
Ordensangehörige oder andere Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter im kirchlichen Dienst entgegen und 

7 Für den Fall, dass eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter im 
kirchlichen Dienst betroffen ist, ist arbeitsrechtlicher Sachver-
stand zu gewährleisten.

nehmen eine erste Bewertung der Hinweise auf ihre 
Plausibilität und im Hinblick auf das weitere Vorge-
hen vor. 

11. Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im kirchli-
chen Dienst haben schnellstmöglich die zuständige 
Person der Leitungsebene der Institution, bei der sie 
beschäftigt sind, über diesbezügliche Sachverhalte 
und Hinweise, die ihnen zur Kenntnis gelangt sind, 
zu informieren. Sie können sich aber auch direkt an 
die beauftragten Ansprechpersonen wenden. Unter 
Wahrung der Bestimmungen über das Beichtge-
heimnis (vgl. cann. 983 und 984 CIC8) besteht im 
Rahmen von seelsorglichen Gesprächen die Pflicht 
zur Weiterleitung an eine der beauftragten An-
sprechpersonen immer dann, wenn Gefahr für Leib 
und Leben droht sowie wenn weitere mutmaßliche 
Opfer betroffen sein könnten. Hierbei sind die Be-
stimmungen des § 203 StGB zu beachten. Etwaige 
gesetzliche Verschwiegenheitspflichten oder Mittei-
lungspflichten gegenüber staatlichen Stellen (zum 
Beispiel Jugendamt, Schulaufsicht) sowie gegenüber 
Dienstvorgesetzten bleiben hiervon unberührt.

12. Anonyme Hinweise sind dann zu beachten, wenn sie 
tatsächliche Anhaltspunkte für Ermittlungen bein-
halten.

13. Der Ordinarius wird unabhängig von den Plausibi-
litätsabwägungen von den beauftragten Ansprech-
personen unverzüglich informiert (vgl. Leitlinie Nr. 
10). Dies gilt auch für die zuständige Person der 
Leitungsebene (vgl. Leitlinie Nr. 11). Der Ordinari-
us hat dafür Sorge zu tragen, dass andere informiert 
werden, die für die beschuldigte Person eine beson-
dere Verantwortung tragen: bei Klerikern, die einer 
anderen Diözese oder einem anderen Inkardinations-
verband angehören, der Inkardinationsordinarius; 
bei Ordensangehörigen der zuständige Höhere Or-
densobere.

Zuständigkeiten im weiteren Verlauf

14. Für das weitere Verfahren können im Hinblick auf 
8 Vgl. auch can. 1388 § 1 CIC in Verbindung mit Art. 4 § 1 n.5 

SST.
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Kleriker zuständig sein: der Ortsordinarius des 
Wohnsitzes der beschuldigten Person (vgl. can. 1408 
CIC) oder der Ortsordinarius des Ortes, an dem die 
Straftat begangen worden ist (vgl. can. 1412 CIC) 
oder der Inkardinationsordinarius der beschuldigten 
Person. Der erstinformierte Ordinarius trägt dafür 
Sorge, dass eine Entscheidung über die Zuständig-
keit für das weitere Verfahren zeitnah getroffen wird.

15. Für Ordensangehörige, die im bischöflichen Auftrag 
tätig sind, ist der Diözesanbischof zuständig, der 
diesen Auftrag erteilt hat, unbeschadet der Verant-
wortung des Höheren Ordensoberen. Soweit die Or-
densangehörigen nicht mehr im bischöflichen Auf-
trag tätig sind, unterstützt der Diözesanbischof den 
Höheren Ordensoberen.

16. In anderen Fällen liegt die Zuständigkeit bei den je-
weiligen Höheren Ordensoberen. Ihnen wird drin-
gend nahegelegt, den örtlich betroffenen Diözes-
anbischof über tatsächliche Anhaltspunkte für den 
Verdacht eines sexuellen Missbrauchs an Minderjäh-
rigen oder erwachsenen Schutzbefohlenen in ihrem 
Verantwortungsbereich sowie über die eingeleiteten 
Schritte zu informieren (vgl. Leitlinie Nr. 29).

C.  VORGEHEN NACH KENNTNISNAHME
 EINES HINWEISES

Gespräch mit dem mutmaßlichen Opfer

17.  Wenn ein mutmaßliches Opfer (ggf. seine Eltern oder 
Personensorgeberechtigten) über einen Verdacht des 
sexuellen Missbrauchs informieren möchte, verein-
bart eine der beauftragten Ansprechpersonen ein 
Gespräch. In Abstimmung mit dem Ordinarius kann 
die beauftragte Ansprechperson eine weitere Person 
hinzuziehen. Das mutmaßliche Opfer (ggf. seine El-
tern oder Personensorgeberechtigten) kann zu dem 
Gespräch eine Person des Vertrauens hinzuziehen. 
Auf die Verpflichtung, einen Missbrauchsverdacht 
nach den Vorschriften der Leitlinien Nrn. 29 und 30 
den Strafverfolgungs- und anderen zuständigen Be-
hörden weiterzuleiten, ist zu Beginn des Gesprächs 
hinzuweisen. Ebenso ist in geeigneter Weise auf die 
Tragweite der Beschuldigung hinzuweisen.

18. Dem Schutz des mutmaßlichen Opfers und dem 
Schutz vor öffentlicher Preisgabe von Informatio-
nen, die vertraulich gegeben werden, wird besondere 
Beachtung beigemessen. 

19.  Das Gespräch, bei dem auch die Personalien mög-
lichst vollständig aufzunehmen sind, wird protokol-
liert. Das Protokoll ist von allen Anwesenden zu un-
terzeichnen. 

20. Das mutmaßliche Opfer (ggf. seine Eltern bzw. Per-
sonensorgeberechtigten) wird zu einer eigenen An-
zeige bei den Strafverfolgungsbehörden ermutigt.

21.  Der Ordinarius wird über das Ergebnis des Gesprächs 
informiert.

Anhörung der beschuldigten Person

22. Sofern dadurch die Aufklärung des Sachverhalts 
nicht gefährdet und die Ermittlungsarbeit der Straf-
verfolgungsbehörden nicht behindert werden, hört 
ein Vertreter des Ordinarius bzw. des Dienstgebers 
unter Hinzuziehung eines Juristen – eventuell in 
Anwesenheit der beauftragten Ansprechperson – 
die beschuldigte Person zu den Vorwürfen an. Der 
Schutz des mutmaßlichen Opfers muss in jedem Fall 
sichergestellt sein, bevor das Gespräch stattfindet. In 
den Fällen, bei denen sexueller Missbrauch mit ei-
ner Straftat gegen die Heiligkeit des Bußsakramentes 
(vgl. Art. 4 SST) verbunden ist, darf der Name des 
mutmaßlichen Opfers nur mit dessen ausdrücklicher 
Zustimmung der beschuldigten Person genannt wer-
den (vgl. Art. 24 §1 SST).

23.  Die beschuldigte Person kann eine Person ihres Ver-
trauens hinzuziehen. 

24. Die beschuldigte Person wird über die Möglichkeit 
der Aussageverweigerung informiert (vgl. can. 1728 
§ 2 CIC). Wenn Priester beschuldigt werden, sind sie 
darauf hinzuweisen, dass sie unter allen Umständen 
verpflichtet sind, das Beichtgeheimnis zu wahren 
(vgl. cann. 983 und 984 CIC9).

9 Vgl. auch Art. 24 § 3 SST; can. 1388 CIC in Verbindung mit Art. 
4 § 1 n. 5 SST.
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25. Auf die Verpflichtung, einen Missbrauchsverdacht 
nach den Vorschriften der Leitlinien Nr. 29 den Straf-
verfolgungs- und anderen zuständigen Behörden 
weiterzuleiten, ist hinzuweisen. Die beschuldigte 
Person wird über die Möglichkeit zur Selbstanzeige 
bei den Strafverfolgungsbehörden informiert.

26.  Das Gespräch wird protokolliert. Das Protokoll ist 
von allen Anwesenden zu unterzeichnen. 

27.  Der Ordinarius wird über das Ergebnis des Gesprä-
ches informiert.

28.  Auch der beschuldigten Person gegenüber besteht 
die Pflicht zur Fürsorge. Sie steht – unbeschadet er-
forderlicher unmittelbarer Maßnahmen – bis zum Er-
weis des Gegenteils unter Unschuldsvermutung.

Zusammenarbeit mit den staatlichen Strafver-
folgungs- und anderen zuständigen Behörden

29.  Sobald tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht 
einer Straftat nach dem 13. Abschnitt oder wei-
terer sexualbezogener Straftaten des Strafgesetz-
buchs (StGB) an Minderjährigen oder erwachsenen 
Schutzbefohlenen vorliegen, leitet ein Vertreter des 
Ordinarius die Informationen an die staatliche Straf-
verfolgungsbehörde und – soweit rechtlich geboten 
– an andere zuständige Behörden (z. B. Jugendamt, 
Schulaufsicht) weiter. Rechtliche Verpflichtungen 
anderer kirchlicher Organe bleiben unberührt.

30.  Die Pflicht zur Weiterleitung der Informationen an 
die Strafverfolgungsbehörde entfällt nur ausnahms-
weise, wenn dies dem ausdrücklichen Willen des 
mutmaßlichen Opfers (bzw. dessen Eltern oder Per-
sonensorgeberechtigten) entspricht und der Verzicht 
auf eine Mitteilung rechtlich zulässig ist. In jedem 
Fall sind die Strafverfolgungsbehörden einzuschal-
ten, wenn weitere Gefährdungen zu befürchten sind 
oder weitere mutmaßliche Opfer ein Interesse an der 
strafrechtlichen Verfolgung der Taten haben könn-
ten.

31.  Die Gründe für den Verzicht auf eine Mitteilung be-
dürfen einer genauen Dokumentation, die von dem 

mutmaßlichen Opfer (ggf. seinen Eltern beziehungs-
weise Personensorgeberechtigten) zu unterzeichnen 
ist.

Kirchenrechtliche Voruntersuchung gemäß 
can. 1717 § 1 CIC

32.  Im Falle, dass wenigstens wahrscheinlich eine Straf-
tat eines Klerikers vorliegt, leitet der Ordinarius 
gemäß can. 1717 § 1 CIC per Dekret eine kirchen-
rechtliche Voruntersuchung ein und benennt den 
Voruntersuchungsführer. Der Voruntersuchungsfüh-
rer führt die Anhörung der beschuldigten Person un-
ter Beachtung der Leitlinien Nrn. 22 bis 29. Besteht 
die Gefahr, dass die Ermittlungsarbeit der Strafver-
folgungsbehörden behindert wird, muss die kirchen-
rechtliche Voruntersuchung ausgesetzt werden.

33.  Das Ergebnis der kirchenrechtlichen Voruntersu-
chung fasst der Voruntersuchungsführer in einem 
Bericht an den Ordinarius zusammen. Die Vorun-
tersuchungsakten sind gemäß can. 1719 CIC zu ver-
wahren.

34.  Bestätigt die kirchenrechtliche Voruntersuchung den 
Verdacht sexuellen Missbrauchs, informiert der Or-
dinarius gemäß Art. 16 SST die Kongregation für die 
Glaubenslehre, und zwar in allen Fällen, die nach 
dem 30. April 2001 zur Anzeige gebracht worden 
sind, und insofern der Beschuldigte noch am Leben 
ist, unabhängig davon, ob die kanonische Strafkla-
ge durch Verjährung erloschen ist oder nicht. Die-
se Information geschieht unter Verwendung eines 
Formblattes der Kongregation, unter Übersendung 
einer Kopie der Voruntersuchungsakten und unter 
Beifügung eines Votums des Ordinarius sowie einer 
Stellungnahme des Beschuldigten. Allein Sache der 
Kongregation ist es zu entscheiden, wie weiter vor-
zugehen ist: ob sie gegebenenfalls die Verjährung 
aufhebt (Art. 7 § 1 SST), ob sie die Sache an sich 
zieht (vgl. Art. 21 § 2 n.2 SST), ob die Entscheidung 
mittels eines gerichtlichen (Art. 21 § 1 SST) oder ei-
nes außergerichtlichen Strafverfahrens auf dem Ver-
waltungswege (Art. 21 § 2 n.1 SST) getroffen wer-
den soll.
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35.  Eine ähnliche Vorgehensweise wie in Leitlinie Nrn. 
32 bis 33 ist bei Ordensangehörigen gemäß can. 695 
§ 2 CIC geboten, unabhängig davon, ob es sich bei 
ihnen um Kleriker handelt. Dafür ist zuständig der 
Höhere Ordensobere.

Maßnahmen bis zur Aufklärung des Falls

36.  Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht 
eines sexuellen Missbrauchs an Minderjährigen oder 
erwachsenen Schutzbefohlenen vor, entscheidet der 
Ordinarius über das weitere Vorgehen unter Berück-
sichtigung der kirchen- und arbeitsrechtlichen Be-
stimmungen. Im Falle von Klerikern kann er gemäß 
Art. 19 SST konkrete, in can. 1722 CIC aufgeführte 
Maßnahmen verfügen (zum Beispiel Freistellung 
vom Dienst; Fernhalten vom Dienstort bzw. Arbeits-
platz; Fernhalten von Tätigkeiten, bei denen Minder-
jährige gefährdet werden könnten).

37.  Soweit der Ordinarius nicht eine andere geeignete 
Person benennt, unterrichtet er die beauftragte An-
sprechperson über die beschlossenen Maßnahmen 
und den jeweiligen Stand der Umsetzung, damit 
diese das mutmaßliche Opfer (ggf. seine Eltern bzw. 
Personensorgeberechtigten) davon in Kenntnis set-
zen kann.

38.  Soweit für den staatlichen Bereich darüber hinausge-
hende Regelungen gelten, finden diese entsprechen-
de Anwendung.

Vorgehen bei nach staatlichem Recht nicht 
aufgeklärten Fällen

39.  Wenn der Verdacht des sexuellen Missbrauchs nach 
staatlichem Recht nicht aufgeklärt wird, zum Bei-
spiel weil Verjährung eingetreten ist, jedoch tatsäch-
liche Anhaltspunkte bestehen, die die Annahme ei-
nes sexuellen Missbrauchs an Minderjährigen oder 
erwachsenen Schutzbefohlenen rechtfertigen, sollen 
sich die zuständigen kirchlichen Stellen im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten selbst um Aufklärung bemühen. 
Die Leitlinien Nrn. 36 und 37 gelten entsprechend; 

 bei Klerikern bis zu einer Entscheidung der Kongre-
gation für die Glaubenslehre. 

40.  Dabei können auch ein forensisch-psychiatrisches 
Gutachten zur beschuldigten Person und ggf. auch 
ein Glaubhaftigkeitsgutachten zur Aussage des mut-
maßlichen Opfers eingeholt werden.

Maßnahmen im Falle einer fälschlichen 
Beschuldigung

41.  Erweist sich eine Beschuldigung oder ein Verdacht 
als unbegründet, ist dies durch den Ordinarius im 
Abschlussdekret der kirchenrechtlichen Voruntersu-
chung festzuhalten. Dieses Dekret ist zusammen mit 
den Untersuchungsakten gemäß can. 1719 CIC zu 
verwahren.

42.  Es ist Aufgabe des Ordinarius, den guten Ruf einer 
fälschlich beschuldigten oder verdächtigten Person 
durch geeignete Maßnahmen wiederherzustellen 
(vgl. can. 1717 § 2 CIC bzw. can. 220 CIC).

D.  HILFEN

Hilfen für das Opfer

43.  Dem Opfer und seinen Angehörigen werden Hilfen 
angeboten oder vermittelt. Die Hilfsangebote ori-
entieren sich an dem jeweiligen Einzelfall. Zu den 
Hilfsangeboten gehören seelsorgliche und therapeu-
tische Hilfen. Das Opfer kann Hilfe nichtkirchlicher 
Einrichtungen in Anspruch nehmen. Diese Möglich-
keit besteht auch, wenn der Fall verjährt oder die 
beschuldigte Person verstorben ist. Unabhängig da-
von können Opfer „Leistungen in Anerkennung des 
Leids, das Opfern sexuellen Missbrauchs zugefügt 
wurde“ über die beauftragten Ansprechpersonen be-
antragen.

44.  Für die Entscheidung über die Gewährung von kon-
kreten Hilfen ist der Ordinarius zuständig; für selb-
ständige kirchliche Einrichtungen der Träger.
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45.  Bei der Gewährung von Hilfen für ein Missbrauchs-
opfer ist ggf. eng mit dem zuständigen Jugendamt 
oder anderen Fachstellen zusammenzuarbeiten.

Hilfen für betroffene kirchliche Einrichtungen, 
Dekanate und Pfarreien

46.  Die zuständigen Personen der betroffenen kirchli-
chen Einrichtungen, Dekanate und Pfarreien werden 
von dem Ordinarius über den Stand eines laufenden 
Verfahrens informiert. Sie und ihre Einrichtungen 
bzw. Dekanate und Pfarreien können Unterstützung 
erhalten, um die mit dem Verfahren und der Aufar-
beitung zusammenhängenden Belastungen bewälti-
gen zu können.

E.  KONSEQUENZEN FÜR DEN TÄTER 

47.  Gegen im kirchlichen Dienst Tätige, die Minderjäh-
rige oder erwachsene Schutzbefohlene sexuell miss-
braucht haben, wird im Einklang mit den jeweiligen 
staatlichen und kirchlichen dienst- oder arbeitsrecht-
lichen Regelungen vorgegangen.

48.  Die betreffende Person wird nicht in der Arbeit mit 
Kindern, Jugendlichen und erwachsenen Schutzbe-
fohlenen im kirchlichen Bereich eingesetzt.

49.  Über die betreffende Person wird ein forensisch-psy-
chiatrisches Gutachten zur Risikoabschätzung einge-
holt. Täter, bei denen eine behandelbare psychische 
Störung vorliegt, sollen sich einer Therapie unterzie-
hen. 

50.  Die Rückkehr eines Klerikers in den Seelsorgedienst 
ist – unter Beachtung der gegen ihn verhängten Stra-
fen – auszuschließen, wenn dieser Dienst eine Gefahr 
für Minderjährige oder erwachsene Schutzbefohlene 
darstellt oder ein Ärgernis hervorruft.10 Diese Maß-
nahme kann auch dann ergriffen werden, wenn die 
Tat verjährt ist.

10 Siehe Rundschreiben der Kongregation für die Glaubenslehre 
an die Bischofskonferenzen für die Erstellung von Leitlinien (3. 
Mai 2011).

51.  Es obliegt dem Ordinarius, dafür Sorge zu tragen, 
dass die von ihm verfügten Beschränkungen oder 
Auflagen eingehalten werden. Das gilt bei Klerikern 
auch für die Zeit des Ruhestands.

52.  Bei einem des sexuellen Missbrauchs gemäß can. 
1395 § 2 CIC überführten Mitglieds einer Ordensge-
meinschaft ist gemäß can. 695 § 1 CIC vorzugehen.

53. Wird ein Kleriker oder Ordensangehöriger, der straf-
bare sexualbezogene Handlungen im Sinne dieser 
Leitlinien (vgl. Leitlinie Nr. 2) begangen hat, inner-
halb der Diözese versetzt und erhält er einen neuen 
Dienstvorgesetzten, wird dieser über die besondere 
Problematik und eventuelle Auflagen unter Beach-
tung der gesetzlichen Vorschriften schriftlich infor-
miert. Bei Versetzung oder Verlegung des Wohnsit-
zes in eine andere Diözese wird der Diözesanbischof 
bzw. der Ordensobere, in dessen Jurisdiktionsbereich 
der Täter sich künftig aufhält, entsprechend der vor-
stehenden Regelung in Kenntnis gesetzt. Gleiches 
gilt gegenüber einem neuen kirchlichen Dienstvor-
gesetzen und auch dann, wenn der sexuelle Miss-
brauch nach Versetzung bzw. Verlegung des Wohn-
sitzes sowie nach dem Eintritt in den Ruhestand 
bekannt wird. Bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
im kirchlichen Dienst, die ihren Arbeitsbereich beim 
selben Rechtsträger wechseln, ist der neue Fach-
vorgesetzte unter Beachtung der gesetzlichen Vor-
schriften in geeigneter Weise zu informieren. Diese 
Informationspflicht gilt auch für die nicht strafbaren 
sexualbezogenen Handlungen, die in Leitlinie Nr. 2 
genannt sind.

F.  ÖFFENTLICHKEIT

54.  Die Öffentlichkeit wird unter Wahrung des Persön-
lichkeitsschutzes der Betroffenen in angemessener 
Weise informiert.

G.  SPEZIELLE PRÄVENTIVE MASSNAHME

55.  Wenn Anlass zur Sorge besteht, dass bei einer Person 
Tendenzen zu sexuellem Fehlverhalten vorliegen, 
wird eine forensisch-psychiatrische Begutachtung 
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dringend angeraten. Im Übrigen erfolgt die Präventi-
on im Sinne der Rahmenordnung „Prävention gegen 
sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und erwach-
senen Schutzbefohlenen im Bereich der Deutschen 
Bischofskonferenz“ in der jeweils geltenden Fas-
sung.

H. VORGEHEN BEI SEXUELLEM MISSBRAUCH 
MINDERJÄHRIGER ODER ERWACHSENER 
SCHUTZBEFOHLENER DURCH EHREN-
AMTLICH TÄTIGE PERSONEN

56. In der Arbeit von ehrenamtlichen Personen mit Kin-
dern- und Jugendlichen gelten die Vorschriften des 
Bundeskinderschutzgesetzes. Personen, die sich des 
sexuellen Missbrauchs Minderjähriger schuldig ge-
macht haben, werden in der ehrenamtlichen Arbeit 
mit Kindern und Jugendlichen im kirchlichen Be-
reich nicht eingesetzt (§ 72a Abs. 4 SGB VIII).

57. Bei Hinweisen auf sexuellen Missbrauch Minder-
jähriger oder erwachsener Schutzbefohlener durch 
ehrenamtlich tätige Personen im kirchlichen Bereich 
gelten diese Leitlinien bezüglich der notwendigen 
Verfahrensschritte und Hilfsangebote entsprechend.

I.  GELTUNGSDAUER

58.  Die vorstehenden Leitlinien gelten fünf Jahre und 
werden vor Verlängerung ihrer Geltungsdauer noch-
mals einer Überprüfung unterzogen.

Würzburg, den 26. August 2013

Für das Bistum Hildesheim

L.S.

† Norbert Trelle
Bischof von Hildesheim

RAHMENORDNUNG
Prävention gegen sexualisierte Gewalt 

an Minderjährigen und 
erwachsenen Schutzbefohlenen

im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz

A.  EINFÜHRUNG

I.  Grundsätzliches

Die Prävention gegen sexualisierte Gewalt ist integra-
ler Bestandteil der kirchlichen Arbeit mit Kindern und 
Jugendlichen sowie erwachsenen Schutzbefohlenen. Im 
Geiste des Evangeliums will die katholische Kirche allen 
Kindern und Jugendlichen sowie erwachsenen Schutzbe-
fohlenen einen sicheren Lern- und Lebensraum bieten. 
In diesem wird ihre menschliche und geistliche Entwick-
lung gefördert sowie ihre Würde und Integrität geachtet. 
Psychische und physische Grenzverletzungen sind zu 
vermeiden. 

Prävention als Grundprinzip pädagogischen Handelns 
trägt bei Mädchen und Jungen, jungen Frauen und Män-
ner dazu bei, dass sie in ihrer Entwicklung zu eigen-
verantwortlichen, glaubens- und gemeinschaftsfähigen 
Persönlichkeiten gestärkt werden. Unterschiede ihrer Be-
darfs- und Gefährdungslagen verlangen bei allen Präven-
tionsmaßnahmen eine angemessene Berücksichtigung. 

Ziel von Prävention in Diözesen, Ordensgemeinschaften, 
kirchlichen Institutionen und Verbänden ist es, eine neue 
Kultur des achtsamen Miteinanders zu entwickeln. Dafür 
muss es transparente, nachvollziehbare, kontrollierbare 
und evaluierbare Strukturen und Prozesse zur Prävention 
sexualisierter Gewalt geben. 

Diese Rahmenordnung richtet sich an alle, die im Be-
reich der Deutschen Bischofskonferenz für das Wohl 
und den Schutz von Kindern und Jugendlichen sowie 
erwachsenen Schutzbefohlenen Verantwortung und Sor-
ge tragen. Die Rahmenordnung soll eine abgestimmte 
Vorgehensweise im Bereich der Deutschen Bischofs-
konferenz gewährleisten. Sie ist Grundlage für die von 
den Diözesanbischöfen für ihre jeweilige Diözese zu 
erlassenden Regelungen. Katholische Rechtsträger, die 
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nicht in diözesaner Zuständigkeit stehen, sollen vom 
(Erz-)Bistum nur dann als förderungswürdig anerkannt 
werden, wenn sie sich zur Anwendung der Rahmen-
ordnung oder der jeweiligen diözesanen Präventions-
regelungen verpflichtet haben. Sofern eigene Regelun-
gen vorliegen, müssen diese von der zuständigen Stelle 
als gleichwertiges Regelungswerk anerkannt werden.

II.  BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

1.  Diese Rahmenordnung berücksichtigt die Bestim-
mungen sowohl des kirchlichen wie auch des weltli-
chen Rechts. 

2.  Der Begriff sexualisierte Gewalt im Sinne dieser 
Rahmenordnung umfasst neben strafbaren sexualbe-
zogenen Handlungen auch Grenzverletzungen und 
sonstige sexuelle Übergriffe. Die Rahmenordnung 
bezieht sich somit 

 •  sowohl auf Handlungen nach dem 13. Abschnitt 
sowie weitere sexualbezogene Straftaten des 
Strafgesetzbuches (StGB)

 •  als auch auf solche nach can. 1395 § 2 CIC in 
Verbindung mit Art. 6 § 1 SST1 , nach can. 1387 
CIC in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 4 SST wie 
auch nach can. 1387 § 1 CIC in Verbindung mit 
Art. 4 § 1 n. 1 SST, soweit sie an Minderjährigen 
oder Personen begangen werden, deren Vernunft-
gebrauch habituell eingeschränkt ist (Art. 6 § 1 n. 
1 SST).

 •  Zusätzlich findet sie unter Berücksichtigung der 
Besonderheiten des Einzelfalls Anwendung bei 
Handlungen unterhalb der Schwelle der Straf-
barkeit, die im pastoralen oder erzieherischen so-
wie im betreuenden oder pflegerischen Umgang 
mit Kindern und Jugendlichen und erwachsenen 

1 Papst Johannes Paul II., Apostolisches Schreiben motu prop-
rio datae Sacramentorum sanctitatis tutela [SST] vom 30. Ap-
ril 2001. Der in diesem Schreiben angekündigte normative Teil 
liegt in seiner geltenden Form als Normae de gravioribus delic-
tis vom 21. Mai 2010 vor. [Diese Normen werden zitiert unter 
Nennung des entsprechenden Artikels und unter Zufügung des 
Kürzels für das Bezugsdokument: SST.]

Schutzbefohlenen eine Grenzverletzung oder ei-
nen sonstigen sexuellen Übergriff darstellen. 

 Sie betreffen alle Verhaltens- und Umgangsweisen 
mit sexuellem Bezug gegenüber Minderjährigen und 
erwachsenen Schutzbefohlenen, die mit vermeint-
licher Einwilligung, ohne Einwilligung oder gegen 
den ausdrücklichen Willen der Schutzbefohlenen 
erfolgen. Dies umfasst alle Handlungen zur Vorbe-
reitung, Durchführung und Geheimhaltung sexuali-
sierter Gewalt.

3.  Erwachsene Schutzbefohlene im Sinne dieser Rah-
menordnung sind behinderte, gebrechliche oder 
kranke Personen gegenüber denen Kleriker, Ordens-
angehörige und andere Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter eine besondere Sorgepflicht haben, weil sie 
ihrer Fürsorge oder Obhut anvertraut sind und bei 
denen aufgrund ihrer Schutz- und Hilfebedüftigkeit 
eine besondere Gefährdung gemäß Nr. 2 besteht.

4.  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie ehrenamt-
lich Tätige im Sinne dieser Ordnung sind alle Perso-
nen, die im Rahmen ihrer haupt-, neben- oder ehren-
amtlichen Tätigkeit Kinder, Jugendliche oder andere 
Schutzbefohlene beaufsichtigen, betreuen, erziehen, 
ausbilden oder vergleichbaren Kontakt zu ihnen ha-
ben.

B.  Inhaltliche und strukturelle Anforderungen
 an Diözesen, Ordensgemeinschaften, kirchliche
 Institutionen und Verbände

Die Strukturen und Prozesse zur Prävention gegen sexu-
alisierte Gewalt in den Diözesen, Ordensgemeinschaften, 
kirchlichen Institutionen und Verbänden müssen transpa-
rent, nachvollziehbar, kontrollierbar und evaluierbar sein. 
Die Entwicklung und Verwirklichung von Maßnahmen 
zur Prävention erfolgen partizipativ in Zusammenarbeit 
mit allen hierfür relevanten Personen und Gruppen. Dazu 
gehören auch die Kinder und Jugendlichen und erwach-
senen Schutzbefohlenen selbst. Der Träger von Einrich-
tungen und Diensten erstellt im Hinblick auf den jewei-
ligen Arbeitsbereich ein institutionelles Schutzkonzept. 
Die Ausgestaltung eines solchen Schutzkonzepts erfolgt 
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in Abstimmung mit der diözesanen Koordinationsstelle 
(siehe II.).

I.  Institutionelles Schutzkonzept

1.  Personalauswahl und -entwicklung
Die zuständigen Personalverantwortlichen thematisie-
ren die Prävention gegen sexualisierte Gewalt im Vor-
stellungsgespräch, während der Einarbeitungszeit sowie 
in weiterführenden Mitarbeitergesprächen. In der Aus- 
und Fortbildung ist sie Pflichtthema. Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter müssen, entsprechend den gesetzlichen 
und arbeitsrechtlichen Regelungen, ein erweitertes Füh-
rungszeugnis vorlegen. Eine Pflicht zur Vorlage eines 
erweiterten Führungszeugnisses für ehrenamtlich Tätige 
besteht, soweit es die gesetzlichen Regelungen des jewei-
ligen Bundeslandes bestimmen. Je nach Art, Intensität 
und Dauer des Kontakts mit Kindern und Jugendlichen 
bzw. nach Aufgabe und Einsatz im Einzelfall wird von 
den Verantwortlichen geprüft, ob eine Selbstauskunftser-
klärung vorgelegt werden muss.

2.  Verhaltenskodex und Verpflichtungserklärung
Klare Verhaltensregeln stellen im Hinblick auf den je-
weiligen Arbeitsbereich ein fachlich adäquates Nähe-
Distanz-Verhältnis und einen respektvollen Umgang und 
eine offene Kommunikationskultur gegenüber den Kin-
dern und Jugendlichen sowie gegenüber den erwachse-
nen Schutzbefohlenen sicher. Ein Verhaltenskodex ist im 
jeweiligen Arbeitsbereich partizipativ zu erstellen. Kin-
der, Jugendliche und erwachsene Schutzbefohlene sollen 
angemessen in die Entwicklung des Verhaltenskodex ein-
gebunden werden. Der Verhaltenskodex wird von Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern sowie ehrenamtlich Tätigen 
durch Unterzeichnung anerkannt. Die Unterzeichnung 
des Verhaltenskodex bzw. einer Verpflichtungserklärung 
ist verbindliche Voraussetzung für eine An- und Einstel-
lung, für eine Weiterbeschäftigung sowie auch für eine 
Beauftragung zu einer ehrenamtlichen Tätigkeit. Allen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sind die Sanktionen 
bei Nichteinhaltung bekannt zu machen. Darüber hinaus 
ist der Verhaltenskodex vom Träger in geeigneter Weise 
zu veröffentlichen.

3.  Dienstanweisungen und hausinterne Regelungen
Um das Wohl und den Schutz der Kinder und Jugendlichen 
sowie der erwachsenen Schutzbefohlenen zu sichern, kann 
der Träger über den Verhaltenskodex hinaus Dienstanwei-
sungen und hausinterne Regelungen erlassen, die arbeits-
rechtliche Verbindlichkeit haben; die Regelungen der Mit-
arbeitervertretungsordnung (MAVO) bleiben unberührt.

4. Beratungs- und Beschwerdewege
Im Rahmen des institutionellen Schutzkonzepts be-
schreibt der Träger interne und externe Beratungs- und 
Beschwerdewege für die Kinder und Jugendlichen sowie 
die erwachsenen Schutzbefohlenen, für die Eltern bzw. 
Personensorgeberechtigten sowie die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter.

5. Nachhaltige Aufarbeitung 
Begleitende Maßnahmen sowie Nachsorge in einem irri-
tierten System bei einem aufgetretenen Vorfall sind Teil 
einer nachhaltigen Präventionsarbeit. Im institutionellen 
Schutzkonzept sind entsprechende Maßnahmen zu be-
schreiben.

6. Qualitätsmanagement
Die Träger haben die Verantwortung dafür, dass Maß-
nahmen zur Prävention nachhaltig Beachtung finden und 
fester Bestandteil ihres Qualitätsmanagements sind. Für 
jede Einrichtung und für jeden Verband sowie ggf. für 
den Zusammenschluss mehrerer kleiner Einrichtungen 
muss eine für Präventionsfragen geschulte Person zur 
Verfügung stehen, die den Träger bei der Umsetzung des 
institutionellen Schutzkonzepts beraten und unterstützen 
kann. Personen mit Opferkontakt oder mit Kontakt zu 
Beschuldigten bzw. Täterinnen oder Tätern erhalten kon-
tinuierlich Supervision.

7.  Aus- und Fortbildung
Prävention gegen sexualisierte Gewalt erfordert Schu-
lungen insbesondere zu Fragen von 
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•  angemessener Nähe und Distanz,

•  Strategien von Täterinnen und Tätern, 

•  Psychodynamiken der Opfer, 

•  Dynamiken in Institutionen sowie begünstigenden 
institutionellen Strukturen, 

•  Straftatbeständen und weiteren einschlägigen recht-
lichen Bestimmungen, 

•  eigener emotionaler und sozialer Kompetenz, 

•  Kommunikations- und Konfliktfähigkeit,

•  notwendigen und angemessenen Hilfen für Betroffe-
ne, ihre Angehörigen und die betroffenen Institutio-
nen,

•  sexualisierter Gewalt von Kindern und Jugendlichen 
und erwachsenen Schutzbefohlenen an anderen Min-
derjährigen oder erwachsenen Schutzbefohlenen.

Alle in leitender Verantwortung haupt-, neben- oder eh-
renamtlich tätigen Personen in der Arbeit mit Kindern, 
Jugendlichen oder erwachsenen Schutzbefohlenen sowie 
alle weiteren in diesen Bereichen leitend Verantwortli-
chen werden zu Fragen der Prävention gegen sexualisier-
te Gewalt geschult. Dabei bilden die Möglichkeiten zur 
Verbesserung des Wohls und des Schutzes von Kindern, 
Jugendlichen sowie erwachsenen Schutzbefohlenen ei-
nerseits und Vorkehrungen zur Erschwerung von Strafta-
ten andererseits einen Schwerpunkt. 

Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie ehrenamt-
lich Tätige in der Arbeit mit Kindern, Jugendlichen oder 
erwachsenen Schutzbefohlenen werden je nach Art, Dau-
er und Intensität im Umgang mit Kindern und Jugend-
lichen sowie mit erwachsenen Schutzbefohlenen zum 
Thema Prävention gegen sexualisierte Gewalt gründlich 
geschult beziehungsweise informiert. Im Sinne einer Er-
ziehungspartnerschaft wird das Thema Prävention gegen 
sexualisierte Gewalt auch mit Eltern bzw. Personensor-
geberechtigten besprochen. Im Hinblick auf erwachsene 

Schutzbefohlene sollen diese Gespräche mit den Ange-
hörigen und gesetzlichen Betreuern geführt werden.

II. Koordinationsstelle zur Prävention gegen 
 sexualisierte Gewalt

1.  Der Diözesanbischof errichtet eine diözesane Koor-
dinationsstelle zur Unterstützung, Vernetzung und 
Steuerung der diözesanen Aktivitäten. Er benennt 
zur Wahrnehmung beziehungsweise Leitung der diö-
zesanen Koordinationsstelle eine oder mehrere qua-
lifizierte Personen als Präventionsbeauftragte.

2.  Mehrere Diözesanbischöfe können eine interdiöze-
sane Koordinationsstelle einrichten.

3.  Für die Ordensgemeinschaften kann der zuständige 
Höhere Ordensobere einen eigenen Präventionsbe-
auftragten benennen, der mit der Leitung der diöze-
sanen Koordinationsstelle zusammenarbeitet. 

4.  Die diözesane Koordinationsstelle hat insbesondere 
folgende Aufgaben: 

 •  Beratung und Abstimmung bei der Entwicklung 
und Umsetzung von institutionellen Schutzkon-
zepten,

 •  Organisation von Schulungen für Multiplikato-
rinnen und Multiplikatoren sowie Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter (gem. B. I. Nr. 7),

 •  Sicherstellung der Qualifizierung und Informa-
tion der für Präventionsfragen geschulten Perso-
nen (gem. B. I. 6.),

 •  Vernetzung der Präventionsarbeit inner- und au-
ßerhalb der Diözese, 

 •  Vernetzung mit kirchlichen und nicht-kirchlichen 
Fachberatungsstellen gegen sexualisierte Gewalt,

 •  Evaluation und Weiterentwicklung von verbind-
lichen Qualitätsstandards, 
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 •  Beratung von Aus- und Weiterbildungseinrich-
tungen, 

 •  Fachberatung bei der Planung und Durchführung 
von Präventionsprojekten, 

 •  Vermittlung von Fachreferentinnen und Fachre-
ferenten, 

 •  Entwicklung und Information von Präventions-
materialien und -projekten, 

 •  Öffentlichkeitsarbeit in Kooperation mit der je-
weiligen Pressestelle. 

C.  GELTUNGSDAUER

Die vorstehende Rahmenordnung gilt für fünf Jahre und 
wird vor Verlängerung ihrer Geltungsdauer nochmals ei-
ner Überprüfung unterzogen.

Würzburg, den 26. August 2013

Für das Bistum Hildesheim

L.S.

† Norbert Trelle
Bischof von Hildesheim

Neues GOTTESLOB – Gemeinsames Wort
 der deutschen Bischöfe

Das nachstehende Wort der deutschen Bischöfe zur Ein-
führung des neuen GOTTESLOB ist am Christkönigs-
sonntag, dem 24. November 2013 in allen Gottesdiensten 
einschließlich der Vorabendmesse zu verlesen.

Liebe Schwestern, liebe Brüder,

wenn Sie im deutschen Sprachgebiet einen Gottesdienst 
mitfeiern, sei es in den Alpen oder an der Ostsee, werden 
Sie immer wieder ein ganz bestimmtes Buch in Händen 
halten: das GOTTESLOB. In Kirchen und Kapellen hat 
es seinen festen Platz, und genauso in den meisten katho-
lischen Haushalten – seit beinahe vier Jahrzehnten.

Der Glaube der Kirche ist der Glaube an Christus und 
bleibt stets derselbe. Aber Lebenswirklichkeiten, Spra-
che und ästhetisches Empfinden wandeln sich. Und da-
her haben die Bischofskonferenzen Deutschlands und 
Österreichs zusammen mit dem Bischof von Bozen-
Brixen beschlossen, ein neues Gebet- und Gesangbuch 
herauszugeben – denn zeitlos Gültiges erfordert zeitge-
mäßen Zugang. Es folgte ein intensiver Arbeitsprozess, 
den viele Expertinnen und Experten aus Wissenschaft 
und Praxis mit großem Einsatz mitgestaltet haben und an 
dem auch eine große Anzahl von Pfarrgemeinden in einer 
Erprobungsphase beteiligt war. 

Nach zehn Jahren liegt es nun vor: das neue Gebet- und 
Gesangbuch, das auch in Zukunft den guten Namen GOT-
TESLOB trägt. Bewährtes bleibt erhalten, alte Schätze 
werden wiederentdeckt und auch Neues kommt reichlich 
zur Geltung. Mit seinem vielfältigen Angebot an Gesän-
gen und Texten bietet das GOTTESLOB weiterhin wert-
volle Hilfen für eine lebendige Mitfeier der Liturgie und 
den Empfang der Sakramente, für das gemeinschaftliche 
und das persönliche Gebet, mit einer großen Bandbrei-
te unterschiedlicher Themen. Neu hinzugekommen sind 
gottesdienstliche Formen wie Tagzeitenliturgien, Wort-
Gottes-Feiern und häusliche Andachten. So verbindet 
das neue GOTTESLOB im Grunde drei Bücher in einem 
einzigen Buch: Es ist ein Liturgiebuch, ein Gebet- und 
Gesangbuch und ebenso ein Hausbuch. 

Die Einführung des neuen GOTTESLOB erfolgt ab dem 
Ersten Advent 2013, dem Beginn des neuen Kirchenjah-
res, schrittweise in allen Diözesen. 

Wir Bischöfe hoffen, dass dieses Buch für die heutige 
Zeit das sein kann, was sein Vorgänger für die vergange-
nen Jahrzehnte war: Ein zuverlässiger Begleiter auf dem 
Glaubensweg, der hilft, dass unser Lob des dreifaltigen 
Gottes – sei es Preis oder Dank, Klage oder Bitte – leben-
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dig bleibt. Wenn dies gelingt, dann wird das Buch seinen 
Namen GOTTESLOB zu Recht tragen. 

In diesem Sinne wünschen wir dem neuen GOTTESLOB 
eine gute Aufnahme – uns allen aber viel Freude damit 
und Gottes Segen!

Würzburg, den 26. August 2013

Für das Bistum Hildesheim

† Norbert Trelle
Bischof von Hildesheim

Aufruf der deutschen Bischöfe
 zur Adveniat-Aktion 2013

Liebe Schwestern und Brüder,

in den wenigen Städten in Haiti, in denen abends die 
Straßenlaternen angehen, strömen die Schüler hinzu, um 
in deren Lichtkegel zu lernen. Sie nutzen die Chance des 
Laternenlichts, weil es ihnen wichtig ist, überhaupt lernen 
zu können. Dieses Beispiel zeigt, wie sehr Lateinamerika 
nach Bildung und nach Bildungsgerechtigkeit hungert.

Bildung ist mehr als formales Wissen. Bil-
dung formt auch den Charakter und das Herz. 
Gerade weil die Völker Lateinamerikas in ihrer Ge-
schichte oft gedemütigt und geknechtet worden sind, 
ist die Stärkung des Selbstwertgefühls so wichtig. Zu 
erfahren, dass der Mensch Gottes Ebenbild ist, schenkt 
den Mut, sich selbst weiterzubilden und als Christ die 
Gesellschaft auf Gottes Gerechtigkeit hin zu gestal-
ten. Eine solche Herzensbildung erhebt sich nicht 
über den Nächsten, sondern breitet die Arme aus.

Das Bischöfliche Hilfswerk Adveniat unterstützt die re-
ligiöse, menschliche und fachliche Bildung durch Pro-
jekte der Ortskirchen in Lateinamerika. Bitte helfen Sie 

Adveniat dabei – mit Ihrer großherzigen Spende bei der 
Kollekte am Heiligen Abend und am Weihnachtsfest.

Fulda, den 26.09.2013

Für das Bistum  Hildesheim

† Norbert Trelle
Bischof von Hildesheim

Dieser Aufruf soll am 3. Adventssonntag, dem 15. Dezem-
ber 2013, in allen Gottesdiensten (auch am Vorabend) 
verlesen werden. Die Kollekte, die am Heiligabend und 
am 1. Weihnachtstag (24./25. Dezember) in allen Got-
tesdiensten, auch in den Kinderkrippenfeiern, gehalten 
wird, ist ausschließlich für die Bischöfliche Aktion Adve-
niat bestimmt.

Hinweise zur Durchführung der
 Adveniat-Aktion 2013

in allen katholischen Kirchengemeinden 
Deutschlands

Unter dem Leitwort „Anfang der Weisheit ist wahrhaf-
tiger Hunger nach Bildung. Das Ziel der Bildung aber 
ist Liebe“ (vgl. Weisheit 6,17) stellt Adveniat im Advent 
2013 kirchliche Bildungsinitiativen in Lateinamerika in 
den Mittelpunkt. Adveniat geht es damit um weit mehr 
als um schulisches Lernen: Ganzheitliches Lernen um-
fasst auch eine Schulung des Herzens und der Seele.

Als Hilfe für die Adveniat-Aktion wurden vielfältige 
Materialien zum Thema „Kirchliche Bildungsinitiati-
ven“ von der Adveniat-Geschäftsstelle an alle Pfarräm-
ter geschickt. Sie sollen der Vorbereitung von Gottes-
diensten im Advent, der Kollekte an Weihnachten sowie 
der Öffentlichkeitsarbeit in den Gemeinden dienen. 
Durch ein gutes Kollektenergebnis wird Adveniat in die 
Lage versetzt, der Kirche in Lateinamerika zu helfen.
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Die Adveniat-Aktion 2013 wird am 1. Adventssonn-
tag, dem 1. Dezember 2013, mit einem Gottesdienst 
im Dom zu Osnabrück eröffnet. Der Gottesdienst 
wird ab 10.00 Uhr live vom Deutschlandfunk und der 
Deutschen Welle übertragen. Als Video-Livestream 
wird er im Internet auf domradio.de und weltkirche.
katholisch.de zu sehen sein.

Für den 1. Adventssonntag (1. Dezember 2013) bietet 
es sich an, in den Gemeinden die Plakate auszuhängen, 
die Opferstöcke mit einem entsprechenden Hinweis auf-
zustellen und das Adveniat-Aktionsmagazin auszulegen. 
Für Ihren Pfarrbrief bietet Adveniat zahlreiche Gestal-
tungshilfen und einen Beileger an. Dem Pfarrbrief kann 
auch die Opfertüte beigefügt werden. Neu ist der Rat-
geber „Die ‚Weihnachtschristen‘“ mit praktischen An-
regungen zur Gestaltung der Weihnachtsgottesdienste. 
Weitere Tipps für den Advent hält Adveniat auf der Inter-
netseite www.advent-teilen.de bereit.

Am 3. Adventssonntag (15. Dezember 2013) sollen in 
allen Gottesdiensten einschließlich der Vorabendmesse 
der Aufruf der deutschen Bischöfe verlesen und die Op-
fertüten für die Adveniat-Kollekte verteilt werden. Die 
Gläubigen werden gebeten, ihre Gabe am Heiligabend 
bzw. am 1. Weihnachtstag mit in den Gottesdienst zu 
bringen. Sie können ihre Gabe auch auf das Kollekten-
konto des (Erz-)Bistums überweisen. Auf Zuwendungs-
bestätigungen für Spenden an Adveniat ist der Hinweis 
„Weiterleitung an den Bischöfliche Aktion Adveniat
 e. V.“ zu vermerken.

In allen Gottesdiensten am Heiligabend, auch in den 
Kinder-Krippenfeiern, sowie in den Gottesdiensten am 
1. Weihnachtsfeiertag ist die Kollekte anzukündigen 
und durchzuführen. Zur Ankündigung der Kollekte eig-
net sich sicherlich ein Zitat aus dem Adveniat-Aufruf der 
deutschen Bischöfe.

Der Ertrag der Kollekte ist von den Pfarrgemeinden 
vollständig bis spätestens zum 15. Januar 2014 auf 
das Konto 4300 bei der Darlehnskasse Münster 
(BLZ 400 602 65) unter Angabe der Buchungskonto-
nummer 442 104 und des 8-stelligen Kirchengemein-
dekennzeichens mit dem Vermerk „Adveniat 2013“ zu 
überweisen. Wir bitten um Einhaltung dieses Termins, 
da Adveniat gegenüber den Spendern zu einer zeitnahen 

Verwendung der Gelder verpflichtet ist. Die Kirchen-
gemeinden sind verpflichtet, die bei den Kollekten ein-
genommenen Mittel vollständig an die (Erz-)Diözesen 
abzuführen. Sobald das Ergebnis der Kollekte vorliegt, 
sollte es den Gemeindemitgliedern mit einem herzlichen 
Wort des Dankes bekannt gegeben werden. Adveniat bie-
tet entsprechende Vorlagen für den Pfarrbrief an.

Weitere Informationen und Materialien zur Adveniat-
Aktion 2013 erhalten Sie bei:

Bischöfliche Aktion Adveniat, 
Gildehofstr. 2, 
45127 Essen,
Tel.: 0201 / 1756-208, Fax: 0201 / 1756-111
oder im Internet unter www.adveniat.de.

Beschluss der Unterkommission
 der Regionalkommission Nord

zu Antrag 07/2013/RK Nord

Antrag 07/2013/RK Nord
Caritas-St. Bernward Ambulante Pflege gGmbH, 
Pfaffenstieg 12, 31139 Hildesheim

1.  Allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der oben 
genannten Einrichtung, die unter die Anlage 2 zu den 
AVR fallen, wird in Abweichung von Abschnitt XIV 
der Anlage 1 zu den AVR in den Kalenderjahren 2013 
und 2014 keine Weihnachtszuwendung gezahlt. 

2.  Allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der oben 
genannten Einrichtung, die unter die Anlage 2 zu den  
AVR  fallen, wird  im  Kalenderjahr  2014  in  Abwei-
chung  von §§ 6 - 9 der Anlage 14 kein Urlaubsgeld 
gezahlt.

3.  Allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der oben 
genannten Einrichtung, die unter die Anlagen 31, 32 
und 33 zu den AVR fallen, wird in Abweichung von 
§ 16 der Anlagen 31 und 32, bzw. § 15 der Anlage 33 



 136|  KIRCHLICHER ANZEIGER FÜR DAS BISTUM HILDESHEIM NR. 7/2013

zu den AVR in den Kalenderjahren 2013 und 2014 
keine Jahressonderzahlung gezahlt. 

4.  Das nach § 15 der Anlagen 31 und 32 bzw. § 14 der 
Anlage 33 AVR für das Jahr 2014 zustehende Leis-
tungsentgelt und/oder die Sozialkomponente werden 
nicht gezahlt.

5.  Für den Zeitraum vom 01.09.2013 bis zum 
31.12.2013 werden alle zustehenden Vergütungsbe-
standteile für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der oben genannten Einrichtung um 8,5 v.H. gekürzt.

 Ab dem 01.01.2015 wird die dann nach dem aktuel-
len Beschluss der Regionalkommission Nord festge-
setzte Vergütung ungekürzt gezahlt.

6.  Soweit die Regionalkommission Nord für den Zeit-
raum ab 01.01.2014 bis zum 31.12.2014 eine Erhö-
hung der Tabellenentgelte bzw. Tabellenvergütungen 
beschließt, wird diese für die oben genannte Einrich-
tung nicht umgesetzt.

7.  Die Laufzeit dieses Beschlusses endet am 30.06.2015.

8.  Die Änderungen treten am 29.08.2013 in Kraft.

Nebenbestimmungen:

1.  Der Dienstgeber wird mit leitenden Mitarbeitern, 
wenn ihre Arbeitsbedingungen einzelvertraglich be-
sonders vereinbart sind oder werden und mit Mitar-
beitern, die über die höchste Vergütungsgruppe der 
AVR hinausgehende Dienstbezüge erhalten, ver-
gleichbare Regelungen treffen.

2.  Auf betriebsbedingte Kündigungen – mit Ausnahme 
solcher im Sinne von § 30a MAVO – wird während 
der Laufzeit des Beschlusses verzichtet, soweit die 
Mitarbeitervertretung solchen Kündigungen nicht 
ausdrücklich zustimmt. Mitarbeiter, die während der 
Laufzeit dieses Beschlusses aufgrund betrieblicher 
Veranlassung aus dem Dienstverhältnis ausscheiden, 
erhalten die durch den Beschluss einbehaltenen Ver-
gütungsbestandteile mit der Vergütung für den Mo-
nat ihres Ausscheidens nachgezahlt.

 Dies gilt auch für Mitarbeiter, die während der Lauf-

zeit dieses Beschlusses von einem Betriebsübergang 
nach § 613a BGB betroffen ist. Dem Betriebsüber-
gang steht die Übertragung von Geschäftsanteilen 
gleich, durch die ein Gesellschafter mehr als 50 v.H. 
der Geschäftsanteile übernimmt. Satz 3 und 4 sind 
nicht anzuwenden auf Mitarbeiter, auf deren fortbe-
stehendes Dienstverhältnis die AVR-Caritas Anwen-
dung finden.

3.  Der Dienstgeber informiert die Mitarbeitervertre-
tung während der Laufzeit dieses Beschlusses über 
die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Einrich-
tung, so dass ein den tatsächlichen wirtschaftlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild vermittelt wird. 
Die Regionalkommission versteht darunter insbe-
sondere, dass der Dienstgeber die Mitarbeitervertre-
tung regelmäßig, mindestens vierteljährlich, unter 
Vorlage der erforderlichen Unterlagen i. S. v. § 27 a 
MAVO schriftlich unterrichtet, sowie die sich daraus 
ergebenden Auswirkungen auf die Personalplanung 
darstellt.

 
4.  Der Dienstgeber setzt die Arbeit in einem Sanie-

rungsausschuss fort, der mit Vertretern des Trägers 
und der MAV paritätisch besetzt ist, mindestens alle 
sechs Wochen tagt und in allen unternehmerischen 
Fragen ein Anhörungsrecht hat. Der Mitarbeiterver-
tretung wird auf ihren Wunsch hin, auf Kosten des 
Dienstgebers, für die Mitwirkung in diesem Aus-
schuss ein betriebswirtschaftlicher Berater nach ihrer 
Wahl zur Verfügung gestellt.

5.  Die Regionalkommission geht davon aus, dass die 
von der Einrichtung an den Caritasverband Hildes-
heim e.V. zu zahlende Verwaltungsumlage für das 
Jahr 2013 auf max. 195.000 Euro und für das Jahr 
2014 auf max. 200.000 Euro festgelegt wird. 

Hannover, den 29.08.2013

Dr. Claus C. Nommensen
Vorsitzender der Unterkommission 

zu Antrag 07/2013/RK Nord
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Den vorstehenden Beschluss der Unterkommission der 
Regionalkommission Nord setze ich für das Bistum Hil-
desheim in Kraft.

Hildesheim, den 21.10.2013

L.S.

† Norbert Trelle
Bischof von Hildesheim

Firmungen im Dom im Jahr 2015

Im Jahr 2015 feiern wir unser Jubiläum „1200 Jahre Bis-
tum Hildesheim“. Für 2015 werden der Bischof und die 
Weihbischöfe ihre Pastoralbesuche aussetzen.

Für die notwendigen Firmungen in 2015 haben die Bi-
schöfe folgende Regelung getroffen.

1.  Die Zahl der Firmungen insgesamt soll wegen vie-
ler Verpflichtungen der Bischöfe im Jubiläumsjahr 
möglichst klein gehalten werden.

 Die Pfarrer und Dechanten sind gebeten, schon jetzt 
Überlegungen anzustellen, welche Firmungen in 
2015 wirklich nötig sind, und wo immer möglich, 
gemeinsame Firmfeiern mehrerer Kirchorte oder 
Pfarreien vorzusehen.

2.  Für einige Termine laden die Bischöfe zur Firmung 
in den Dom ein. Bei jeder dieser Firmungen werden 
alle drei Bischöfe anwesend sein. Bis zu etwa 150 
Firmbewerber aus verschiedenen Gemeinden des 
ganzen Bistums können in jedem dieser Gottesdiens-
te gefirmt werden.

 Als Ablauf ist vorgesehen:

 • 16.00 Uhr: 
   Eintreffen auf dem Domhof / Begrüßung und
   Gespräch auf dem Domhof

 • 17.30 Uhr:
    Firmung im Dom, anschließend Gelegenheit zum
    Imbiss auf dem Domhof

 Die Termine sind:

 • Samstag, 11. April 2015
 • Samstag, 6. Juni 2015
 • Samstag, 27. Juni 2015
 • Samstag, 19. September 2015

3.  Anmeldungen für die Firmungen im Dom und Ter-
minbitten für die Firmungen vor Ort nimmt das Se-
kretariat des Bischofshauses entgegen.

 Es können nur Anmeldungen für die Firmungen im 
Dom und Terminbitten für die Firmungen vor Ort 
berücksichtigt werden, die bis zu Beginn der Oster-
ferien (3. April 2014) vorliegen. Spätere Anmeldun-
gen können – entgegen der bisherigen Praxis – auf 
keinen Fall mehr berücksichtigt werden.

 Es wäre sehr wünschenswert, wenn möglichst viele 
Anmeldungen und Terminbitten deutlich vor den Os-
terferien vorliegen.

Hildesheim, den 24.10.2013

Prälat Dr. Werner Schreer
Generalvikar

Diözesannachrichten

Bischof Norbert Trelle hat folgende Ernennungen bzw. 
Versetzungen vorgenommen:

Dechant Siegmund Bulla
Entpflichtung von den Aufgaben als Pfarrer der Pfarrge-
meinde St. Maria vom hl. Rosenkranz in Walsrode und 
Entbindung von allen Aufgaben als Dechant des Deka-
nats Verden zum 30.09.2013.
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Dechant Stefan Lampe
Beauftragung mit der Pfarrverwaltung der Pfarrgemein-
de Hl. Familie in Bad Salzdetfurth zum 01.10.2013 bis 
auf Weiteres.

Pfarrer Bruno Beierle
Entpflichtung von den Aufgaben als Pfarrer der Pfarrge-
meinde Hl. Familie in Bad Salzdetfurth und Versetzung 
in den Ruhestand zum 30.09.2013.
Titel: Pfarrer i. R.
Neue Anschrift: Uhuweg 10, 76149 Karlsruhe

Pfarrer Dr. Alois Jeczek
Beauftragung mit der Pfarrverwaltung der Pfarrgemein-
den St. Maria, Mutter der Kirche in Giesen-Ahrbergen, 
St. Vitus in Giesen-Groß Giesen und St. Martin in Gie-
sen-Klein Giesen, zum 01.09.2013 bis zur Zusammen-
führung.

Pfarrer Romanus Kohl
Neue Anschrift: Kath. Militärpfarramt Erfurt, Henne-
Kaserne, Nissaer Weg 10, 99099 Erfurt
Tel.-Nr.: 0361 432 2400

Pater Tomy Jose MSFS, Indien
Vorbereitung auf den priesterlichen Dienst im Bistum 
Hildesheim ab dem 01.10.2013.
Anschrift: Bischöfliches Priesterseminar Hildesheim, 
Brühl 16, 31134 Hildesheim

Kaplan Pawel Laska
Vorbereitung auf den priesterlichen Dienst im Bistum 
Hildesheim und pastorale Mithilfe in der Polnischen Ka-
tholischen Mission Hannover zum 01.10.2013.
Anschrift weiterhin: Stilleweg 12 B, 30655 Hannover

Diakone:

Diakon Rupert Butterbrodt
Ernennung zum Diakon im Zivilberuf in der Pfarrei
Mariä Himmelfahrt, Diekholzen, zum 19.08.2013.

Diakon Martin Matthews
Am 24.08.2013 in der Basilika St. Godehard in Hildes-
heim zum Diakon geweiht.

Übertragung der Aufgabe des Diakons mit Zivilberuf in 
der Pfarrei St. Mariä Himmelfahrt, Diekholzen-Söhre, 
zum 26.08.2013.

Diakon Sven Stieger
Am 24.08.2013 in der Basilika St. Godehard in Hildes-
heim zum Diakon geweiht.
Übertragung der Aufgabe des Diakons mit Zivilberuf in 
der Pfarrei St. Paulus, Burgwedel, zum 26.08.2013.

Diakon Andreas Handzik
Am 24.08.2013 in der Basilika St. Godehard in Hildes-
heim zum Diakon geweiht.
Übertragung der Aufgabe des Hauptberuflichen Diakons 
in der Pfarrei Mariä Lichtmess in Hildesheim-Drispens-
tedt, zum 26.08.2013.

Diakon Holger Wille
Beauftragung zum Diakon im Hauptberuf im Rahmen 
des überpfarrlichen Personaleinsatzes in den Pfarrge-
meinden St. Altfrid, Gifhorn, St. Christophorus, Wolfs-
burg, St. Michael, Wolfsburg-Vorsfelde und Mutterschaft 
Marien, Wolfsburg-Fallersleben, zum 26.09.2013.
Dienstsitz: Kath. Pfarrgemeinde St. Christophorus, Anto-
nius-Holling-Weg 15, 38440 Wolfsburg.

Pastoralreferenten:

Gregor Branahl
Beendigung der Tätigkeit als Pastoralreferent für das Re-
gionaldekanat Hannover zum 30.09.2013.
Ab dem 01.10.2013 Leiter der Lebensberatung im 
[ka:punkt], Grupenstaße 8, 30159 Hannover.

Hauptberuflich pastoral Mitarbeitende:

Beatrix Michels
Koordinationsstelle für Altenheimseelsorge
Der Dienstsitz hat sich zum 12.08.2013 verändert:
Neu: Katholische Pfarrgemeinde St. Godehard, Filialkir-
che St. Heinrich und Kunigunde, St. Heinrich-Straße 5, 
37081 Göttingen-Grone.
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Änderungen:

Pfarrer i. R. Raymund Bernd Schwingel
Neue Telefonnummer ab sofort: 05523 / 7650

Prälat Heinz Voges
Neue Anschrift ab 01.10.2013:
Adolf-Sievert-Str. 3, 37085 Göttingen
Telefon: 0551 / 790 960 32

Verstorben:

Am 04.06.2013 verstarb die Gemeindereferentin im Ru-
hestand Frau Magdalena Töpper, zuletzt wohnhaft in 
Seelze.

Am 02.08.2013 verstarb die Gemeindereferentin im Ru-
hestand Frau Klara Wyzujak, zuletzt wohnhaft in Han-
nover.

Am 03.09.2013 verstarb Pfarrer Stanislaw 
Wischnewski, zuletzt wohnhaft Pulvermühlenweg 2, 
21217 Seevetal-Meckelfeld.

Am 27.09.2013 verstarb Pfarrer i. R. Willibald 
Schirmeisen, zuletzt wohnhaft Neustraße 7, 53937 
Schleiden-Gemünd.
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